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Bonn, den 12. Dezember 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Flaggendiskriminierung durch die Türkei 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Krammig, Gewandt 
und Genossen 
— Drucksache 669 — 


Im Benehmen mit den Herren Biindesministern für Wirtschaft 
und für Verkehr beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Als Mitglied des Europäisctien Wirtsdiaftsrates (OEEC) ist die 
Türkei grundsätzlich an Liberalisierungsbestimmungen ge- 
bunden, die für den internationalen Seetransport den „freien 
und fairen Wettbewerb und die Nichtbehinderung durdi staat- 
liche und halbstaatliche Maßnahmen" vorsehen. 

Im Hinblick auf die Schwierigkeit der türkischen Wirtschafts- 
lage hat der Rat der OEEC am 27. März 1952 beschlossen, 
der Türkei eine Ausnahme von den Liberalisierungsbestimmun- 
gen zu gewähren. Diese Ausnahmegenehmigung ist von Jahr 
zu Jahr erneuert worden und gilt noch heute. Auf Grund 
derselben hat die Türkische Regierung Maßnahmen getroffen, 
durch die zur Devisenersparnis die fremden Flaggen ausge- 
sdialtet werden und die eigene Flagge bevorzugt wird. Um 
die Naditeile, die der deutschen Schiffahrt auf Grund dieser 
türkischen Schiffahrtspolitik entstehen müßten, nach Möglich- 
keit abzuwenden, ist am 21. Dezember 1954 zwischen der 
Bundesregierung und der Türkischen Regierung im Rahmen 
deutsch-türkischer Wirtschaf tsverhandlungen eine Vereinba- 
rung getroffen worden. Diese Vereinbarung sieht einmal vor, 
„die Entwicklung des Seeverkehrs" beider Länder gemeinsam 
„zu fördern und etwaige Schwierigkeiten auf diesem Gebiet 
zu beseitigen"; zum andern „den beiderseitigen Schiffahrts- 
interessen auf dem Gebiet des Seetransports gleiche Behand- 
lung" zu gewähren, „ohne die Belange dritter Staaten dadurch 
zu schädigen". 


Druck : Budidrucicerci R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertr-iob ; Dr. iians Heger 
Bad Godesberg, Goetheslr. 54, Telefon 3551 
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Leider ist es den gemeinsamen Bemühungen der Bundesre- 
gierung und der Reeder nicht gelungen, die immer wieder er- 
hobene Forderung nach einer angemessenen Beteiligung der 
deutschen Flagge in Durchführung der deutsdi-türkischen Ver- 
einbarung vom Dezember 1954 mit einem befriedigenden Er- 
gebnis durchzusetzen. Die Türkische Regierung hat immer 
wieder unter Berufung auf die ihr durch OEEC-Beschluß ge- 
währte Ausnahme darauf hingewiesen, daß sie angesidrts der 
prekären Wirtschafts- und Devisenlage nicht darauf verzichten 
könne, besondere Maßnahmen zum Schutz der türkischen 
Schiffahrt zu treffen. 

Bei dem in der Anfrage genannten Betrag in Höhe von 
170 Mio DM handelt es sidi nidit um einen der Türkei ge- 
währten Kredit, sondern um eine Vorauszahlung im Rahmen 
des deutsch-türkischen Munitionskaufvertrages vom 29. August 
1956. Dieser Betrag soll zur Bezahlung von Zulieferungen für 
die werkstechnisdie Herstellung der in Auftrag gegebenen 
Munitionslieferungen dienen. Nach dem Munitionskaufver- 
trag kann die deutsche Levanteschiffahrt die Munitionsliefe- 
rungen mit deutschen Schiffen befördern. Die deutsche Seite 
hat sich aber bereit erklärt, die türkische Flagge entsprechend 
der Inanspruchnahme deutschen Schiffsraums bei der Durdr- 
führung türkischer Regierungsaufträge zu beteiligen, über die 
Beteiligung der deutsdien Flagge an den Zulieferungen nach 
der Türkei in Höhe von 170 Mio DM konnte bisher eine ab- 
schließende Regelung nicht erzielt werden. 

Im Rahmen der Verhandlungen über die multilaterale Wirt- 
schaftshilfe an die Türkei, an der die Bundesregierung sich 
mit einem Kredit von 210 Mio DM beteiligt, hat die deutsche 
Delegation immer wieder mit Nachdruck auch die Forderung 
nach freier Flaggenwahl erhoben. Die türkische Delegation 
ist auf diese Forderung nicht eingegangen. Vor der Unter- 
zeichnung des Kreditabkommens am 27. November 1958 ist 
der türkische Delegationsleiter über den Beschluß des Haus- 
haltsausschusses des Bundestages vom 26. November 1958 ein- 
gehend unterridrtet worden. Die Bundesregierung hat audr 
nichts unversucht gelassen, auf diplomatischem Wege die Tür- 
kisdie Regierung zu veranlassen, die Gleichbehandlung der 
deutschen mit der türkischen Flagge im Schiffsverkehr von der 
Bundesrepublik nach der Türkei zuzugestehen. Diese Be- 
mühungen haben bisher zu dem Ergebnis geführt, daß die 
Türkische Regierung sich mit der Durchführung deutsch-tür- 
kischer Reederverhandlungen einverstanden erklärt hat. Dem 
Vernehmen nach haben die deutschen Levantereeder der 
türkischen Staatsreederei als Beginn der Verhandlungen den 
29. Dezember 1958 in Ankara vorgeschlagen. 
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Die Bundesregierung wird weiter bestrebt sein, die Türkisdre 
Regierung dazu zu bewegen, die in dem Briefwedrsel vom 
21. Dezember 1954 niedergelegten Grundsätze zu verwirklichen. 
Es ist dabei zu berücksichtigen, daß die Türkische Regierung 
nicht verpflichtet ist, die ihr von den europäischen Ländern 
und den USA bilateral gewährten Kredite zu Einkäufen in 
den kreditgebenden Ländern zu verwenden. Sie ist daher be- 
rechtigt, mit dem ihr von der Bundesrepublik zur Verfügung 
gestellten Kredit in Höhe von 210 Mio DM nadi Gesidrts- 
punkten der Wirtschaftlidrkeit auch außerhalb der Bundes- 
republik in den Ländern des EZU-Raumes Einkäufe zu tätigen. 


von Brentano 
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